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«Aus den Grundrechten folgt, dass jeder Mensch gleich viel gilt, wenn es um das Le-
ben und die Gesundheit geht», sagt Professor Bernhard Rütsche. JOËL HUNN / NZZ

«Vorrangig werden diejenigen mit
der grössten Überlebenschance behandelt»
Was passiert, wenn die Spitalkapazitäten nicht für alle Corona-Patienten reichen sollten? Wer wird dann nicht behandelt? Bernhard Rütsche,
Ordinarius für öffentliches Recht und Rechtsphilosophie an der Universität Luzern, nennt im Gespräch mit Daniel Gerny die Kriterien

Herr Rütsche, was geschieht, wenn aus
Kapazitätsgründen nicht mehr alle
Patienten medizinisch versorgt werden
können?
Dann findet eine Rationierung in der
Medizin statt: In einer solchen Kata-
strophensituation muss notgedrungen
entschieden werden, welche Patienten
zuerst behandelt werden.Es kann dazu
kommen, dass bestimmte Patienten zu-
mindest vorübergehend von notwendi-
gen medizinischen Leistungen ausge-
schlossen werden. Das ist eine grosse
ethische Herausforderung.

Und nach welchen Regeln wird ent-
schieden, wer Leistungen erhält – und
wer nicht?
Aus den Grundrechten ergeben sich
allgemeine Anhaltspunkte für die Zu-
teilung existenzieller Güter. Im Zen-

trum stehen dabei die Menschenwürde,
die Rechte auf Leben und körperliche
Unversehrtheit sowie die Rechtsgleich-
heit und das Diskriminierungsverbot.
Aus den Grundrechten folgt, dass jeder
Mensch gleich viel gilt, wenn es um
das Leben und die Gesundheit geht.
Das Leben jeder Person hat die gleiche
Würde und den gleichen Wert.

Also keine konkreten Vorschriften für
die Zuteilung von Gütern?
Doch:DasVorenthalten medizinischer
Hilfe aufgrund von Alter, Familien-
pflichten,Arbeitsfähigkeit, Finanzkraft,
gesellschaftlicher Stellung, Religions-
zugehörigkeit, politischer Einstellung
oder anderer Kriterien persönlicher
oder sozialer Natur wäre diskriminie-
rend und damit verfassungswidrig.

Nur nützt das nicht viel, wenn die Res-
sourcen zu knapp sind. Gibt es kon-
krete Vorschriften, wer zuerst versorgt
werden muss?
Die Grundrechte sind in der Tat abs-
trakter Natur. Die Gerichte und der
Gesetzgeber haben sie in Bezug auf
diese Frage kaum konkretisiert. In
einemUrteil aus dem Jahr 2010, in dem
es um die Vergütung eines sehr teu-
renMedikaments ging, bezeichnete das
Bundesgericht das Fehlen rechtlicher
Regeln zu einer Rationierung medizi-
nischer Leistungen deshalb als unbe-
friedigend. Diese Situation schaffe für
alle Beteiligten grosse Rechtsunsicher-
heit und zugleich Rechtsungleichheit.
Allerdings stellt der Influenza-Pande-
mie-Plan Schweiz, den das Bundesamt
für Gesundheit vor zwei Jahren heraus-
gegeben hat, gewisse Grundsätze zur
Verteilung knapper Mittel auf. Auch
die medizinethischen Richtlinien und
Empfehlungen zu intensivmedizini-
schen Massnahmen der Schweizeri-
schen Akademie der Medizinischen
Wissenschaften (SAMW) enthalten
Anhaltspunkte.

Was heisst das konkret? Nach wel-
chen Kriterien wird die Triage vorge-
nommen?

Allgemein gesagt ist entscheidend, für
welche Patienten eine bestimmte Be-
handlung medizinisch besonders dring-
lich und besonders nützlich ist. Dies
sind übrigens auch die Kriterien, die
nach dem Transplantationsgesetz für
die Zuteilung knapper Organe gelten.
In diese Richtung geht auch der Pan-
demieplan des Bundes. Demnach sind
nach Ausschöpfung aller Massnahmen
zu einerAusweitung der Behandlungs-
kapazitäten die knappen Ressourcen
primär für diejenigen einzusetzen, die
lebensbedrohlich krank sind. Wenn
nicht mehr alle, die lebensbedrohlich
krank sind, behandelt werden kön-
nen, sind diejenigen mit der grössten
Überlebenschance vorrangig zu behan-
deln. Umgekehrt soll die Behandlung
möglichst nur denjenigen vorenthalten
werden, denen sie kaum noch helfen
könnte.Menschen mit ungünstiger Pro-
gnose werden in einer solchen Extrem-
situation nur palliativ behandelt.

Dass heisst, wenn sich eine über 90-jäh-
rige Frau mit schlechter Prognose auf
der Intensivpflegestation befindet, wird
die Behandlung im Extremfall zu-
gunsten einer jungen Person mit guter
Lebenserwartung eingestellt?
Die SAMW-Richtlinien empfehlen,
dass Patienten mit ungünstiger Pro-
gnose, bei denen eine Intensivtherapie
im Normalfall indiziert wäre, in Situa-
tionen absoluter Ressourcenknappheit
ausserhalb der Intensivstation betreut
werden. Somit kann es zu einer früh-
zeitigen Verlegung des Patienten mit
schlechter Prognose in eine andere
Spitalabteilung kommen, verbunden
mit dem Risiko von Komplikationen.
Allerdings geht das nicht so schnell:
Um solche dilemmatischen Situationen
zu vermeiden, ist zuerst ein Bett auf

einer Intensivstation in einem anderen
Spital zu suchen. Ist ein solches Bett
vorhanden, sollte im angesprochenen
Fall die junge Person mit guter Pro-
gnose in die auswärtige Intensivabtei-
lung gebracht werden. Unter ande-
rem aus diesem Grund hat der Bun-

desrat in der aktuellen Notverordnung
die Meldepflicht für die medizinische
Infrastruktur verankert.

Was ist, wenn einer sehr alten Person
mit einer künstlichen Beatmung gehol-
fen werden könnte, aber gleichzeitig ein
junger Mensch ebenfalls auf Intensiv-
behandlung angewiesen wäre – jedoch
mit schlechterer Prognose?

Entscheidend für die Beurteilung der
Prognose ist die Wahrscheinlichkeit
für das kurzfristige Überleben mit-
hilfe einer Intensivtherapie, nicht aber
die mittel- oder längerfristige Lebens-
erwartung. Es geht hier um den medi-
zinischen Nutzen der konkreten Be-
handlung.

Junge Patienten haben also nicht auto-
matisch Vortritt, obwohl sie das ganze
Leben noch vor sich haben?
Nein.

Spielt es eine Rolle, ob eine Person
alleinstehend ist oder beispielsweise
für Kinder sorgen muss?
Hier handelt es sich um Kriterien
sozialer Natur, die für eineTriage keine
Rolle spielen dürfen.Es wäre diskrimi-
nierend, wenn familiäre Verhältnisse,
soziale Nützlichkeit oder das bisherige
Verhalten bei einem solchen Entscheid
berücksichtigt würden.

Hat ein Medizinprofessor Vortritt vor
einem verurteilten Straftäter?
Es gilt dasselbe: In einem liberalen
Staat muss das Recht eine verallge-
meinerbare und unparteiische Hal-
tung einnehmen. Das kann nur heis-
sen, dass alles menschliche Leben von
der Geburt bis zum Tod den gleichen
Wert hat.

Haben Patienten mit Zusatzversiche-
rung Vortritt?
Nein, der Versicherungsstatus darf bei
dringlichen Behandlungen keine Rolle
spielen.Eine Bevorzugung von Zusatz-
versicherten bei medizinischen Ratio-
nierungsentscheidungen wäre ebenfalls
verfassungswidrig.

Wie sieht es aus, wenn Personen drin-
gend Hilfe benötigen, die wichtig für
die Aufrechterhaltung der Versorgung
sind?
Wie gesagt: Geht es um eine medizi-
nische Behandlung, sollten mit Blick
auf die Gleichwertigkeit allen mensch-
lichen Lebens ausschliesslich die Kri-
terien der medizinischen Dringlich-
keit und des medizinischen Nutzens
massgebend sein. Etwas anders sieht
es aber aus, wenn Impfstoffe knapp
werden: Hier ist eine Priorisierung
von Personen, die für die Aufrecht-
erhaltung der Gesundheitsversorgung
und der öffentlichen Ordnung unent-
behrlich sind, gerechtfertigt oder gar
geboten. Dies ergibt sich auch aus der
Überlegung, dass Angehörige solcher
Berufe die Pflicht haben, ihre Arbeit
auch während der Pandemie auszu-
üben. Entsprechend haben sie ein vor-
rangiges Recht, sich impfen zu lassen.

Müssen sich auch Privatspitäler an diese
Kriterien halten, oder dürfen sie sich
ihre Kunden auswählen, zum Beispiel
aufgrund der Zahlungsbereitschaft?
Privatspitäler, die auf einer Spitalliste
figurieren, erfüllen einen öffentlichen
Auftrag und sind Teil der medizini-
schen Grundversorgung. Sie sind daher
genauso wie öffentliche Spitäler an das
Diskriminierungsverbot und die ande-
ren Grundrechte gebunden. Darüber
hinaus sieht die aktuelle Covid-19-
Verordnung des Bundesrates vor, dass
die Kantone Privatspitäler verpflichten
können, ihre Kapazitäten für die Auf-
nahme von Patientinnen und Patien-
ten zur Verfügung zu stellen. Zudem
müssen Spitäler und andere Gesund-
heitseinrichtungen auf nicht dringend
angezeigte medizinische Eingriffe und
Therapien verzichten.

Vor allem wenn die Spitalinfrastruktur
stark überlastet ist, ist nicht immer ein-
deutig, bei welchen Patienten Notwen-
digkeit und Nutzen einer Behandlung
am grössten sind. Wer entscheidet ganz
konkret und in welchem Verfahren?

Die Entscheidung liegt letztlich bei
den medizinischen Leistungserbrin-
gern, namentlich bei den Spitälern so-
wie den behandelnden Ärztinnen und
Ärzten. Die Spitäler sollen für ihr Per-
sonal Richtlinien erarbeiten, die sich an
den Grundrechten sowie dem Pande-
mieplan und den SAMW-Richtlinien
orientieren. Im Einzelfall erfolgen die
Entscheidungen aber ohne formelles
Verfahren. Im Interesse der Transpa-
renz und der Vertrauensbildung ist es
wichtig, die Entscheidungen gegenüber
den Betroffenen offen zu kommunizie-
ren und klar zu begründen.

Ist das nicht eine unzumutbar grosse
Verantwortung?
Schwierige Fälle können in Teams be-
sprochen werden.Das dient der Entlas-
tung und Teilung der Verantwortung.

Soweit zeitlich möglich, kann auch eine
spitalinterne Ethikkommission konsul-
tiert werden.

Können sich Angehörige gegen Ent-
scheide der Spitalverantwortlichen zur
Wehr setzen?
Kaum. Bei Kapazitätsengpässen ist
die Nichtbehandlung eines Patienten
nur dann rechtswidrig, wenn aufgrund
von diskriminierenden Motiven oder
medizinischen Fehldiagnosen priori-
siert wurde. Der Nachweis einer Dis-
kriminierung oder Sorgfaltswidrigkeit
ist in einemHaftungsprozess gegen das
Spital aber schwierig, ebenso der Nach-
weis der Hypothese, dass eine Behand-
lung dem Patienten geholfen hätte.Die
Erfolgschancen von Klagen oder Be-
schwerden Angehöriger sind deshalb
wohl eher gering.

Besteht in Spitälern, die mit Steuer-
geldern und Krankenkassenprämien
finanziert werden, nicht ein Anrecht
auf Behandlung?
Die allgemeine Aufnahme- und Be-
handlungspflicht von Spitälern, die auf
einer kantonalen Spitalliste stehen und
zulasten der obligatorischen Kranken-
versicherung abrechnen dürfen, endet
bei den vorhandenen Kapazitäten. In
Notfällen sind Spitäler sowie Ärztin-
nen undÄrzte jedoch zu Beistand ver-
pflichtet.

Ärzte, die einer Person die Hilfe ver-
weigern (müssen), begehen tatbestands-
mässig unter Umständen ein Tötungs-
delikt durch Unterlassung.Wie sieht die
Rechtslage aus?
Wer aufgrund der tatsächlichen Um-
stände zwei gleichrangige Pflichten
nicht gleichzeitig erfüllen kann, dem
kann kein Vorwurf gemacht werden.
Im Strafrecht spricht man von einer
Pflichtenkollision, welche die Strafbar-
keit ausschliesst. Muss ein Arzt einer
Person die Hilfe verweigern, um einer
anderen Person das Leben zu retten,
bleibt er daher straffrei, auch wenn die
Verweigerung der Hilfe den Tod zur
Folge hat.

«Wenn nicht mehr
alle behandelt werden
können, soll die
Behandlung möglichst
nur denjenigen
vorenthalten werden,
denen sie kaum
noch helfen könnte.»

«Bei Kapazitäts-
engpässen ist die
Nichtbehandlung
eines Patienten nur
dann rechtswidrig,
wenn aufgrund
von diskriminierenden
Motiven oder
medizinischen
Fehldiagnosen
priorisiert wurde.»

«Muss ein Arzt
einer Person die Hilfe
verweigern, um
einer anderen Person
das Leben zu retten,
bleibt er straffrei,
auch wenn die
Verweigerung der Hilfe
den Tod zur Folge hat.»
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